
 

 

 

Der NABU Hessen lehnt den Entwurf des hessischen Wolfsmanagementplans ab. Da der Wolf auch 

nach Aktualisierung seines Schutzstatus weiterhin eine geschützte Art ist, muss das Land einen 

günstigen Erhaltungszustand in Hessen zwingend sicherstellen. Dieser ist mit derzeit nur drei Ru-

deln nicht erreicht. Darüber hinaus erschweren die beschriebenen Maßnahmen das Erreichen und 

Sicherstellen eines günstigen Erhaltungszustands. Ein Abschuss von Wölfen ist in Hessen in der Re-

gel nicht nötig, da ein wirksamer und erprobter Herdenschutz für Nutztiere überall möglich ist. 

 

 

• Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Einstufung des Wolfs in den „günsti-

gen Erhaltungszustand“ in der kontinentalen Region durch die Bundesregie-

rung nicht nachvollziehbar, weil die Einstufung nicht auf wissenschaftlichen 

Fakten, sondern auf politischem Willen basiert und Wölfe in zahlreichen Bun-

desländern noch sehr selten sind. 

• Für Hessen wurde der Erhaltungszustand des Wolfs im aktuellen Monitoring-

Bericht nach Art. 17 FFH-Richtlinie nicht bewertet und der Wolf in keinem 

EU-Schutzgebiet (Fauna-Flora-Habitat-Gebiet) als Erhaltungsziel aufgenom-

men. Es sind nur drei Wolfs-Rudel bekannt. Daher muss ein ungünstiger Er-

haltungszustand angenommen werden. 

• Voraussetzung für einen Abschussplan wäre, zu definieren, wie viele Wolfs-

Rudel für einen günstigen Erhaltungszustand der hessischen Lokalen Wolfspo-

pulation nötig sind. Diese Definition fehlt.  

• Die Zahl der Nutztierrisse durch einen Wolf in Hessen ist im Vergleich zu an-

deren Bundesländern gering (2023: 45, 2024: 6, 2025: 11 bestätigte Übergriffe), 

wobei der Großteil der Schäden durch unzureichenden Herdenschutz ent-

steht. Somit ist die Notwendigkeit zur Erweiterung der bestehenden Möglich-

keiten zur Tötung eines Wolfs nicht gegeben. 

• Der neue Managementplan ist ein Bekämpfungsplan, der im Gegensatz zum 

bisherigen Plan weder aufklärt noch Informationen für die Öffentlichkeit be-

reitstellt oder präventive Schutzmaßnahmen fördert. Er reduziert den zumut-

baren Herdenschutz auf ein Minimum. Auch nennt er keine Ausschlussge-

biete, wie Nationalparke und Naturschutzgebiete, in denen Wölfe grundsätz-

lich nicht getötet werden dürfen. 
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• Vor einem Abschuss müssen für Hessen zahlreiche FFH-Gebiete benannt wer-

den, in denen Wolfsvorkommen künftig erhalten werden müssen, als eine Vo-

raussetzung für einen günstige Erhaltungszustand in Hessen. 

• Für den Managementplan ist eine FFH-Verträglichkeitsprüfung notwendig.  

• Eine Quotenjagd muss für Hessen ausgeschlossen und das Kapitel B I im Ma-

nagementplan gestrichen werden, denn: 

o Die Festlegung der Abschussquote soll nur auf einer Schätzung der 

zu erwartenden Anzahl von Welpen basieren, nicht auf Fakten. 

o Sie kann die Hemmschwelle für illegale Abschüsse senken 

o Sie kann das Problem von Nutztierrissen verschärfen, wenn dadurch 

Rudelstrukturen zerstört werden und so Wildtiere schwerer zu erle-

gen sind. 

o Sie berücksichtigt wesentliche Gefährdungsfaktoren zu wenig, wie 

illegale Tötungen, Krankheiten oder Seuchen. 

Eine Wiederbesiedlung des Landes und damit eine Wiederherstellung eines günstigen 

Erhaltungszustandes in Hessen würde durch eine Quotenjagd unmöglich gemacht. 

 

• „Drohende Schäden“ bereits als Rechtfertigung zum Wolfs-Abschuss können 

keine Rechtfertigung zur Tötung sein. Ein drohender Schaden geht potenziell 

von jedem Wolf aus, wenn Nutztiere nur unzureichend geschützt zu werden 

brauchen. 

• Da bei „drohenden Schäden“ auch mehr als 40 % der Welpen bzw. Jungwölfe 

getötet werden können, könnte dies zur Auslöschung der hessischen Wolfspo-

pulation führen. 

• Die Definition von „auffälligen Wölfen“ für eine erlaubte Entnahme ist zu 

weitreichend und nicht mit aggressivem und gefährlichem Verhalten gleich-

zusetzen. Hier fehlt eine genaue Definition. 

• Eine Abgrenzung von Weidegebieten als „wolfsfreie Gebiete“ ist in Hessen 

nicht notwendig und nicht sinnvoll. Die hier vorgesehene Tötung auch bei un-

günstigem Erhaltungszustand ist naturschutzrechtlich nicht haltbar. Diese 

bundesrechtliche Regelung ist für Deiche oder alpine Almen vorgesehen.  

• Die Reduzierung des zumutbarer Herdenschutzes auf den Grundschutz er-

höht die Gefahr für Weidetiere und reicht zur Rechtfertigung eines Abschus-

ses nicht aus. Die Tötung eines Wolfs nach einem Nutztierriss ist aus NABU-

Sicht nur im Einzelfall möglich, nach einer Überwindung einer Maßnahme 

des erhöhten Herdenschutzes, wie er vom Bundesamt für Naturschutz emp-

fohlen wird, mit einer Ausnahmegenehmigung, um weitere Schäden zu ver-

hindern. Sowohl der Grundschutz als auch weitergehende Schutzmaßnahmen 

sollten auch im Sinne des Tierwohls immer prioritär umgesetzt werden 

• Monitoring: Die Genproben bei Nutztierrissen sind für die Abschätzung der 

Populationsgröße wichtig und sollten nicht nur in „besonders begründeten 

Fällen“, sondern verpflichtend entnommen werden. 

• Es muss sichergestellt sein, dass nur Wolfsberater eingesetzt werden, die offi-

ziell vom Wolfszentrum bestellt und fortgebildet wurden. 

 


